
... plötzlich gestorben

Mit dem „Gesetz zu Verhütung erbkranken Nachwuchses“ (GzVeN) 

wurde bereits am 14. Juli 1933 die rechtliche Grundlage für die  

unzähligen Verbrechen an kranken und behinderten Menschen  

geschaffen. Mit diesem Gesetz sollten sogenannte „Erbkranke“ 

durch chirurgischen Eingriff entweder unfruchtbar gemacht oder 

durch lebenslange Verwahrung in einer Anstalt daran gehindert 

werden, sich fortzupflanzen.

In weiten Teilen entsprach das GzVeN rassenhygienischen Über-

legungen, die bereits in der Weimarer Republik verbreitet waren. 

Die Nationalsozialisten fügten ihrem Gesetz einerseits seinen 

Zwangscharakter hinzu. Andererseits erhielt es durch das ausge-

klügelte System von Anzeige- und Erfassungspflichten sowie die 

Schaffung von speziellen „Erbgesundheitsgerichten“ zur Entschei-

dung über eine Sterilisation einen rechtsstaatlichen Deckmantel. 

Zwar konnten die Betroffenen Einspruch einlegen, dem jedoch  

in den meisten Fällen nicht stattgegeben wurde. Wer nach dem  

Sterilisationsurteil nicht freiwillig in der Klinik erschien, wurde 

zwangsweise durch die Polizei dorthin gebracht.

Zwangssterilisierung
Erbgesundheitskarten

1934 wurde mit dem „Gesetz zur 

Vereinheitlichung des Gesundheits-

wesens“ die Grundlage geschaffen, 

um möglichst flächendeckend in  

allen öffentlichen Einrichtungen die 

Gesundheitsdaten der Bevölkerung 

erheben und entsprechend verwerten 

zu können. Erfasst wurde in Heil-  

und Pflegeanstalten, Fürsorgeheimen, 

Gefängnissen, Arbeitsämtern, Gesund-

heitsämtern, Standesämtern, Kirchen, 

Hilfsschulen etc. Die Daten wurden  

in „Erbgesundheits“-Karteien in den 

Gesundheitsämtern festgehalten.

Zwar war durch das GzVeN die 

Umsetzung der rassenhygienischen 

Ideologie legitimiert worden, das 

Denken sollte jedoch in der Bevölke-

rung verankert und der Widerstand 

auf diesem Wege möglichst aus-

geschaltet werden. Vor allem der 

wirtschaftliche Aspekt – also die 

Pflegekosten für Kranke und Behin-

derte – wurde dabei bemüht.

Auszug aus dem GzVeN vom 14. Juli 1933

§1 

(1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff 

unfruchtbar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach 

den Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft mit großer 

Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass seine Nach-

kommen an schweren körperlichen oder geistigen  

Erbschäden leiden werden.

(2) Erbkrank im Sinne dieses Gesetzes ist,  

wer an einer der folgenden Krankheiten leidet:

1. angeborenem Schwachsinn,

2. Schizophrenie,

3. zirkulärem (manisch-depressivem) Irresein,

4. erblicher Fallsucht,

5. erblichem Veitstanz (Huntingtonsche Chorea),

6. erblicher Blindheit,

7. erblicher Taubheit,

8. schwerer erblicher körperlicher Missbildung.

(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden,  

wer an schwerem Alkoholismus leidet.


